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Bleiben Sie mit  uns auf dem Laufen den 

Mit unserem Employment Tracker blicken wir für Sie regelmäßig in die „Zukunft des Arbeitsrechts“!  

Jeweils zu Monatsbeginn stellen wir die wichtigsten für den Monat erwarteten Entscheidungen des Bundesarbeitsger ichts (BAG) und des Gerichtshofs der 

Europäischen Union (EuGH) sowie sonstiger Gerichte vor. In der Ausgabe des jeweiligen Folgemonats berichten wir über die Ergebnisse. Ergänzend w eisen 

wir auf anstehende Milestones in Gesetzesinitiativen der Politik hin, damit Sie bereits heute wissen, womit Sie morgen zu rec hnen haben.  
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Aktuelle Entscheidungen 

Mit der nachstehenden Übersicht über aktuelle Entscheidungen des vergangenen  Monats sind Sie informiert, welche Rechtsfragen kürzlich entschieden 

wurden und welche Auswirkungen dies für die Rechtspraxis haben kann!  

Gegenstand Termin/AZ Anmerkung/Hinweis für die Praxis 

Bundesarbeitsgericht 

Anspruch auf Entgeltdifferenz we-
gen Entgeltbenachteiligung nach 

dem Geschlecht 

23.10.2025 

- 8 AZR 300/24 - 

Klagt eine Arbeitnehmerin auf gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige Ar-
beit, begründet der Umstand, dass ihr Entgelt geringer ist als das eines männli-

chen Kollegen, der die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichtet, regelmäßig die 
Vermutung, dass diese Benachteiligung wegen des Geschlechts erfolgt ist. Kann 
der Arbeitgeber die Vermutung nicht widerlegen, ist er zur Zahlung des Entgelts 

verpflichtet, das er dem zum Vergleich herangezogenen Kollegen gezahlt hat. Dies 
gibt die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs vor. 

Dies hat der 8. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 23.10.2025 – 

Sachverhalt 

Die Parteien stritten über Vergütungsansprüche aus Gründen der Entgeltgleichheit für die 
Jahre 2018 bis 2022. 

Die 1972 geborene Klägerin war seit Juni 2008 der Abteilungsleiterebene (E 3) unterhalb 
des Vorstands zugeordnet. Die Vergütung der Führungskräfte setzte sich aus Grundgeh-
alt, Company Bonus, aktienorientierter Vergütung (kurz PPSP) inkl. Dividendenäquiva-
lente sowie einem Kapitalbaustein zur betrieblichen Altersversorgung zusammen, geregelt 
durch Gesamtbetriebsvereinbarung.  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/anspruch-auf-entgeltdifferenz-wegen-geschlechtsdiskriminierung-paarvergleich/
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Die Beklagte stellte im Intranet ein Entgelttransparenz-Dashboard zur Verfügung. Dort 
können Beschäftigte ihre Vergütung mit dem Median der männlichen bzw. weiblichen Ver-
gleichsgruppe ihrer Ebene und Entgeltbestandteile vergleichen.  

Im Vergleich zu den Medianwerten der männlichen und weiblichen Vergleichsgruppe der 
Ebene E 3 im Betrieb Zentrale lag die Vergütung der Klägerin im Hinblick auf mehrere 
Entgeltbestandteile jeweils darunter. Besonders ein männlicher Kollege stach mit über-
durchschnittlich hoher Vergütung in allen Entgeltbestandteilen heraus. Dessen Entgelt lag 
über dem Medianentgelt aller in derselben Hierarchieebene angesiedelten männlichen Ar-
beitnehmer. 

Die Klägerin verlangte eine Gleichstellung bei allen Entgeltbestandteilen mit jenem her-
ausragenden Kollegen, hilfsweise mit dem Median der männlichen Vergleichsgruppe. Sie 
sah sich wegen ihres Geschlechts beim Entgelt benachteiligt.  

Die Beklagte hielt dem entgegen, dass die zum Vergleich herangezogenen Kollegen nicht 
die gleiche oder gleichwertige Arbeit wie die Klägerin verrichten würden und die Vergü-
tungsdifferenzen nicht geschlechtsbedingt, sondern auf geringere persönliche und fac hli-
che Eignung sowie entsprechend geringere Wertbeiträge der Klägerin für das Unterneh-
men zurückzuführen seien. Dies zeige sich schon daran, dass ihre Vergütung sogar unter 
dem Median der weiblichen Vergleichsgruppe liege. 

Das Landesarbeitsgericht wies die Anträge der Klägerin ab. Es nahm an, die Klägerin 
könne sich nicht auf eine einzige Vergleichsperson des anderen Geschlechts berufen.  

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Der 8. Senat des Bundesarbeitsgerichts hat das Urteil des Landesarbeitsgerichts auf die 
Revision der Klägerin und die Anschlussrevision der Beklagten hin teilweise aufgehoben 
und die Sache insoweit zur neuen Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.  

Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts sei bei einer Entgeltgleichheitsklage 
keine überwiegende Wahrscheinlichkeit einer geschlechtsbedingten Benachteiligung er-
forderlich. Dies wäre mit den Vorgaben des primären Unionsrechts unvereinbar.  
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Für die vom Arbeitgeber zu widerlegende Vermutung einer Entgeltbenachteiligung wegen 
des Geschlechts genüge es, wenn die klagende Arbeitnehmerin darlegt und im Bestrei-
tensfall beweist, dass einem anderen Kollegen, der gleiche oder gleichwertige Arbeit ver-
richtet, ein höheres Entgelt gezahlt wird. Die Größe der männlichen Vergleichsgruppe so-
wie die Höhe der Medianentgelte beider Geschlechtsgruppen spielten für das Eingreifen 
der Vermutungswirkung keine Rolle.  

Die Klägerin habe, unter Verweis auf die Angaben im Dashboard, in Bezug auf eine Ver-
gleichsperson hinreichende Tatsachen vorgetragen, die eine geschlechtsbedingte Ent-
geltbenachteiligung vermuten ließen. Das Landesarbeitsgericht werde daher im fortge-
setzten Berufungsverfahren zu prüfen haben, ob die Beklagte diese Vermutung widerlegt 
hat. 

Bemessungszeitraum der wirt-
schaftlichen Entwicklung für die 

Anpassung der Betriebsrente 

28.10.2025 

- 3 AZR 24/25 - 

Die Entscheidung, Betriebsrenten zum gebündelten Anpassungsstichtag nicht an 
den Kaufkraftverlust anzupassen, entspricht billigem Ermessen gem. § 16 Abs. 1 

BetrAVG. 

Dies hat der 3. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 28.10.2025 – 

Sachverhalt 

Die Parteien stritten über die Anpassung der betrieblichen Altersversorgung des Klägers 
zum 1. Juli 2022. 

Der Kläger war seit Juli 2007 Betriebsrentner der beklagten Commerzbank AG. Seine Be-
triebsrente betrug zunächst 1.619 € brutto. Nachdem in den Jahren 2010 und 2013 wegen 
der unzureichenden wirtschaftlichen Lage der Beklagten keine Anpassungen erfolgten, 
wurde die Rente zum 1. Juli 2016 und 1. Juli 2019 angehoben, zuletzt auf 1.728 € brutto. 
Hinsichtlich des Anpassungsstichtag 1. Juli 2022 informierte die Beklagte, dass eine An-
passung nicht geboten sei, sie die Betriebsrente jedoch freiwillig um 2 % auf 1.763 € brutto 
anhebe. 

Der Kläger verlangte mit seiner Klage gem. § 16 BetrAVG die Anpassung seiner Betriebs-
rente an den Kaufkraftverlust zum 1. Juli 2022 und damit eine monatliche Rente i.H.v. 
1.962 € brutto monatlich. 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/betriebsrentenanpassung-wirtschaftliche-lage-prognose/
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Die wirtschaftliche Lage der Beklagten zum Anpassungsstichtag hätte eine Anpassung 
nicht ausgeschlossen und die Betriebsrente daher 2022 in signifikanter Höhe angepasst 
werden müssen. Für die Prognose hätte die Beklagte nicht nur die drei Jahre vor dem 
Anpassungsstichtag heranziehen dürfen, da die Jahre 2019–2021 u.a. aufgrund der 
Corona-Pandemie nicht repräsentativ gewesen seien. Die tatsächlich eingetretene posi-
tive wirtschaftliche Entwicklung sei von der Beklagten bereits am 1. Juli 2022 vorherseh-
bar gewesen und ziehe die Vertretbarkeit der Prognose in Zweifel.  

Die Beklagte dagegen hält eine Anpassung der Betriebsrente zum 1. Juli 2022 für nicht 
erforderlich. Zum Zeitpunkt der Entscheidung habe sich keine positive wirtschaftliche Ent-
wicklung abgezeichnet, die eine ausreichende finanzielle Lage für die Anpassung e rwar-
ten ließ. Vielmehr sei die Prognose negativ gewesen, da zahlreiche Risiken bestanden 
hätten. 

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Die Revision des Klägers hatte vor dem 3. Senat des Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. 

Die im Revisionsverfahren nur eingeschränkt überprüfbare Würdigung des LAG, wonach 
die Anpassungsentscheidung der Commerzbank AG zum 1. Juli 2022 nicht beanstandet 
werden könne, weise keine Rechtsfehler auf.  

Die Beklagte habe im Rahmen des ihr nach § 16 Abs. 1 BetrAVG zustehenden Ermessen-
spielraums unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Lage von einer Anpassung abse-
hen dürfen, nachdem sie in den Geschäftsjahren 2020 und 2021 eine (zum Teil deutlich) 
unzureichende Eigenkapitalverzinsung erzielt habe. Der Prognose habe nicht entgegen-
gestanden, dass sich die Eigenkapitalverzinsung in den Jahren nach dem Anpassungs-
stichtag verbesserte.  

Das Landesarbeitsgericht habe sich im vorliegenden Fall in revisionsrechtlich nicht zu be-
anstandender Weise unter Würdigung des wechselseitigen Parteivortrags die Überzeu-
gung gebildet, die weitere Entwicklung der Eigenkapitalverzinsung für die Beklagte sei 
nicht vorhersehbar gewesen. 
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Probezeitkündigung eines befriste-
ten Arbeitsverhältnisses 

30.10.2025 

- 2 AZR 160/24 - 

Für die Verhältnismäßigkeit einer vereinbarten Probezeit in einem befristeten Ar-
beitsverhältnis i.S.v. § 15 Abs. 3 TzBfG gibt es keinen Regelwert. Vielmehr ist stets 
eine Einzelfallabwägung unter Berücksichtigung der erwarteten Dauer der Befris-

tung und der Art der Tätigkeit durchzuführen. 

Dies hat der 2. Senat des Bundesarbeitsgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 30.10.2025 – 

Sachverhalt 

In Streit stand die Wirksamkeit einer ordentlichen Arbeitgeberkündigung innerhalb der 
ersten sechs Monate. 

Die Klägerin war für die Beklagte seit 22. August 2022 als „Advisor“ im Customer Ser-
vice tätig. Das Arbeitsverhältnis war auf ein Jahr befristet und sollte unter Einhaltung der 
gesetzlichen Kündigungsfristen beendet werden können. Für die ersten vier Monate 
wurde eine Probezeit vereinbart, während der eine verkürzte Kündigungsfrist von zwei 
Wochen galt. 

Die Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis der Klägerin mit Schreiben vom 9. Dezem-
ber 2022, zugegangen am 10. Dezember 2022, „innerhalb der Probezeit ordentlich zum 
nächstzulässigen Zeitpunkt“ – nach Auffassung der Beklagten der 28. Dezember 2022. 

Die Klägerin hielt die Kündigung für unwirksam. Sie argumentierte, dass die viermona-
tige Probezeit nicht in einem angemessenen Verhältnis zur Befristungsdauer stehe (§ 15 
Abs. 3 TzBfG) und somit unverhältnismäßig lang sei. Die Kündigung sei daher frühes-
tens mit der gesetzlichen Frist des § 622 Abs. 1 BGB zum 15. des Folgemonats zulässig 
gewesen. Es sei jedoch davon auszugehen, dass wegen der Unwirksamkeit der Probe-
zeitklausel die Vereinbarung der Kündbarkeit des Arbeitsverhältnisses nach § 15 Abs. 4 
TzBfG insgesamt entfallen sei. Außerdem vertrat sie die Auffassung, dass die Wartezeit 
des § 1 Abs. 1 KSchG nur so lang sein könne, wie eine zulässig vereinbarte verhältnis-
mäßige Probezeit, die vorliegend mit drei Monaten anzusetzen sei, sodass die Beklagte 
die soziale Rechtfertigung der Kündigung darlegen müsse. 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/probezeitkuendigung-im-befristeten-arbeitsverhaeltnis/
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Das LAG sah die Probezeit als unverhältnismäßig an, erklärte die Kündigung jedoch 
zum 15. Januar 2023 für wirksam. Die Klägerin begehrte mit ihrer Revision Feststellung 
des Fortbestandes des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der vereinbarten Befristung.  

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 

Die Revision der Klägerin hatte vor dem 2. Senat des Bundesarbeitsgerichts keinen Er-
folg. 

Der Senat hat das Berufungsurteil auf die Anschlussrevision der Beklagten hin teilweise 
aufgehoben und die Klage insgesamt abgewiesen.  

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts existiere kein fester Richtwert von 
25 % der Befristungsdauer für eine angemessene Probezeit. Vielmehr sei stets eine ein-
zelfallbezogene Abwägung unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Vertragsdauer 
und der Art der Tätigkeit erforderlich.  

Angesichts des von der Beklagten vorgelegten detaillierten Einarbeitungsplans mit drei 
Phasen über insgesamt 16 Wochen, nach deren Abschluss die Mitarbeitenden produktiv 
einsatzfähig sein sollen, sei hier eine viermonatige Probezeit verhältnismäßig.  

Selbst wenn eine zu lange und daher unzulässige Probezeit vereinbart worden wäre, be-
stünde kein Anlass, die gesetzliche Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG zu verkürzen, wo-
nach die Kündigung erst nach sechsmonatiger Beschäftigung der sozialen Rechtferti-
gung bedarf. 

Bundessozialgericht 

Versicherungsschutz für Unfall bei 
„Wetten, dass…?“  

24.09.2025 

- B 2 U 12/23 R - 

Wettkandidat bei „Wetten, dass…?“ kann als Unternehmer unfallversichert sein.  

Dies hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 24.09.2025 – 

 

 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025_21.html
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Sachverhalt 

Der Kläger war vom Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF) als Wettkandidat bei der Fern-
sehsendung „Wetten, dass…?“ angenommen worden. 

Der Kläger wettete, mit Sprungstiefeln im Vorwärtssalto nacheinander fünf ihm entgegen-
fahrende Pkw zunehmender Größe überwinden zu können. Darüber schloss er mit dem 
ZDF einen Mitwirkendenvertrag, in dem kein Entgelt für die Tätigkeit, jedoch die Über-
nahme von Reisekosten vereinbart war.  

In der Livesendung am 4. Dezember 2010 stürzte der Kläger bei dem Salto über den 
vierten Pkw und zog sich eine Querschnittslähmung zu. 

2020 beantragte der Kläger die Feststellung des Unfallereignisses als Arbeitsunfall. Die 
Beklagte lehnte den Antrag ab, da der Kläger nicht zum Kreis der vers icherten Personen 
gehöre. Das Sozialgericht wies die Klage ab das Landessozialgericht die Berufung zurück. 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revision des Klägers hatte vor dem 2. Senat des Bundessozialgerichts im Sinne der 
Zurückverweisung Erfolg. 

Das Bundessozialgericht könne mangels ausreichender Feststellung des Landessozialge-
richts nicht abschließend darüber entscheiden, ob das Ereignis ein Arbeitsunfall ist oder 
wie ein solcher zu behandeln ist. Es lasse sich nicht ausschließen, dass der Kläger als 
Unternehmer wie ein Versicherter zu behandeln ist. 

Eine Versicherung als ehrenamtlich Tätiger und als Wie-Beschäftigter sei auszuschließen. 

Ehrenamtlich seien, wie das Landessozialgericht bereits richtig festgestellt hätte, nur Tä-
tigkeiten, die immateriellen Werten, ideellen Zwecken oder dem Gemeinwohl dienen, nicht 
aber primär erwerbswirtschaftliche, auf Gewinnerzielung angelegte Zwecksetzungen. Der 
Kläger handelte bei seinem Auftritt auch nicht fremdnützig “für“ das ZDF, sondern vielmehr 
war sein Auftritt hauptsächlich durch sein eigenes Interesse motiviert, sein Können zu 
präsentieren und bekannt zu werden. 

Ebenfalls sei der Kläger frei von Abwägungsfehlern nach den tatsächlichen Verhältnissen 
im Einklang mit dem Mitwirkendenvertrag als freier Mitarbeiter und nicht als abhängig oder 
Wie-Beschäftigter eingestuft worden. 
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Bei seiner Tätigkeit als Mitwirkender bei „Wetten, dass..?“ hätten insgesamt mehr Ge-
sichtspunkte gegen ein Beschäftigungsverhältnis oder eine Wie-Beschäftigung gespro-
chen. Der Kläger habe sein sechsköpfiges Wett-Team eigenständig zusammengestellt 
und den gesamten Wettbeitrag selbst organisiert; zudem habe er dabei die Rolle eines 
eigenen Regisseurs übernommen. 

Mangels Wie-Beschäftigung unterfalle der Kläger auch nicht der Beitragsvereinbarung 
zwischen dem ZDF und der Beklagten für mitwirkende Zuschauer und mitwirkende Besu-
cher. Der ursprünglich kraft Gesetzes eingeräumte Versicherungsschutz (§ 539 Abs. 1 Nr. 
3 Reichsversicherungsordnung) für Künstler, Artisten und Schausteller, die aufgrund ei-
nes Vertrages für einzelne Vorführungen verpflichtet wurden, sei durch das  SGB VII nicht 
fortgeführt worden, weil diese Personen als Unternehmer kraft Satzung oder freiwilli g nun-
mehr einen umfassenden Versicherungsschutz erlangen könnten. Einen solchen habe der 
Kläger aber nicht erlangt. 

Nicht abschließend entscheiden lasse sich jedoch, ob der Kläger als nicht versicherter 
Unternehmer einem Verssicherten gleichgestellt ist, da der Unfall von einem Mitglied sei-
nes Wett-Teams (mit-)verursacht worden sei.  

Nach § 105 Abs. 2 S. 1 und 2 SGB VII würden nicht versicherte Unternehmer wie Versi-
cherte behandelt, wenn sie durch andere im Betrieb tätige Personen einen Unfall erleiden, 
es sei denn, die Ersatzpflicht des Schädigers sei bereits zivilrechtlich ausgeschlossen. 
Dass dem Kläger ein zivilrechtlicher Schadensersatzanspruch gegen seinen Vater als 
Fahrer des Unfallfahrzeugs zustehe, sei weder ausgeschlossen noch abschließend beur-
teilbar. 

Hierzu habe das Landessozialgericht die nötigen Feststellungen nachzuholen.  

Arbeitsunfall beim Kaffeeholen  24.09.2025 

- B 2 U 11/23 R - 

Kaffeeholen bei der Arbeit ist grundsätzlich nicht unfallversichert. Etwas Anderes 
gilt jedoch bei „besonderen betrieblichen Gefahren“, d.h. wenn die Tätigkeit in di-

rektem Zusammenhang zur Eingliederung in den Betrieb steht. 

Dies hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts entschieden. 
– Mitgeteilt durch Terminbericht vom 24.09.2025 – 

 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2025/2025_09_24_B_02_U_11_23_R.html
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Sachverhalt 

In Streit stand, ob ein Unfall beim Kaffeeholen als Versicherungsfall anzuerkennen ist.  

Die Klägerin ist Verwaltungsfachangestellte bei einem Finanzamt. Gegen 15:30 am Un-
falltag wollte sie sich wie üblich gegen diese Uhrzeit einen Kaffee am Kaffeemünzauto-
maten holen und rutschte dabei im Sozialraum des Finanzamts aus. Der Raum war von 
dem beauftragten Reinigungsunternehmen feucht gewischt worden und noch nass, es 
wurde jedoch ein Warnschild aufgestellt.  

Am Unfalltag arbeitete die Klägerin noch bis 16:00 Uhr. Einige Tage später wurde bei ihr 
unter anderem ein Bruch des dritten Lendenwirbels diagnostiziert.  

Das Landessozialgericht erkannte das Ereignis als Arbeitsunfall an. Dagegen richtete sich 
die Beklagte in ihrer Revision. 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts 

Die Revision der Beklagten vor dem 2. Senat des Bundessozialgerichts hatte keinen Er-
folg.  

Das Bundessozialgericht entschied, dass das Landessozialgericht das Unfallereignis zu 
Recht als Arbeitsunfall anerkannt hat. 

Die dem Unfall unmittelbar vorausgehende Verrichtung falle in den Bereich der versicher-
ten Tätigkeit als Beschäftigte. Der Unfall selbst sei jedoch während einer eigenwirtschaft-
lichen Handlung geschehen, denn stehe beim Essen oder Trinken während der Arbei tszeit 
der reine Genuss im Vordergrund, so seien sowohl der Konsum selbst als auch der Weg 
dorthin als eigenwirtschaftliche Tätigkeiten einzuordnen. Die Klägerin wollte sich am Un-
falltag entsprechend ihrer Gewohnheit gegen 15:30 Uhr einen Kaffee holen. Besondere 
betriebsbedingte Umstände, etwa, dass der Kaffeekonsum der Erhaltung ihrer Arbeitskraft 
diente, hätten nicht festgestellt werden können. 

Allerdings sei die Klägerin einer besonderen Betriebsgefahr ausgesetzt gewesen. Be-
schäftigte würden Versicherungsschutz gegenüber Gefahren genießen, die mit ihrem Ar-
beitsplatz verbunden sind, sofern sie sich im Wesentlichen aufgrund ihrer Beschäftigung 
dort aufhielten und eine spezifische, aus der Eingliederung in den Betrieb resultierende 
Gefahr eintrete.  
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Im vorliegenden Fall hatte der Arbeitgeber die betriebliche Getränkeversorgung ausdrück-
lich im als Sozialraum bestimmten Raum eingerichtet. Damit sei dieser Bereich in seine 
Risikosphäre gefallen, einschließlich der Reinigung und Säuberung. Das Ausrutschen  der 
Klägerin auf dem von der Reinigungsfirma nassen Boden sei daher dem Gefahrenbereich 
des Betriebes zuzuordnen. 

Bundesverfassungsgericht 

Kirchenmitgliedschaft als Einstel-
lungsvoraussetzung 

29.09.2025 

- 2 BvR 934/19 - 

Ein kirchlicher Arbeitgeber darf die Mitgliedschaft in der Kirche als Voraussetzung 
für die Besetzung einer Stelle verlangen, sofern dies unter Beachtung des Selbst-
verständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft nach der Art der Tätigkeit 

eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. 

Dies hat das Bundesverfassungsgericht entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 23. Oktober 2025 – 

Sachverhalt 

Gegenstand der Verfassungsbeschwerde war die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
ein kirchlicher Arbeitgeber die Kirchenmitgliedschaft als Einstellungsvoraussetzung ver-
langen darf und inwieweit staatliche Gerichte dies im Hinblick auf das religiöse Selbst be-
stimmungsrecht prüfen können.  

Der Beschwerdeführer, ein kirchlicher Arbeitgeber, verlangte in einer Stellenausschrei-
bung: „die Mitgliedschaft in einer evangelischen oder ACK angehörenden Kirche und die 
Identifikation mit dem diakonischen Auftrag setzen wir voraus.“. Eine konfessionslos e Be-
werberin, die sich nicht zu ihrer Religionszugehörigkeit äußerte, wurde nicht eingeladen 
und klagte auf Entschädigung wegen Diskriminierung nach § 15 Abs. 2 AGG. Während 
das Arbeitsgericht ihr Recht gab, wies das Landesarbeitsgericht die Klage unter Hinweis 
auf § 9 Abs. 1 AGG ab. 

Im Rahmen des Revisionsverfahrens der Klägerin legte das Bundesarbeitsgericht dem 
Europäischen Gerichtshof Fragen zur Auslegung von Art. 4 Abs. 2 der Gleichbehandlungs-
richtlinie vor. 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-096.html
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Der Europäische Gerichtshof entschied daraufhin am 17. April 2018 im Egenberger-Urteil 
(C-414/16), dass die Frage, ob die Religionszugehörigkeit eine wesentliche, rechtmäßige 
und gerechtfertigte berufliche Anforderung ist, einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle un-
terliegt. Dabei müssen staatliche Gerichte das kirchliche Selbstverständnis respektieren, 
zugleich aber den Schutz vor Diskriminierung wegen der Religion gewährleisten.  

In Umsetzung dieses Urteils verurteilte das Bundesarbeitsgericht den kirchlichen Arbeit-
geber zur Zahlung einer Entschädigung. § 9 Abs. 1 AGG sei unionsrechtswidrig und daher 
unanwendbar, da die Kirchenmitgliedschaft für die konkrete Tätigkeit keine wesentliche, 
rechtmäßige und gerechtfertigte berufliche Anforderung darstelle. 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Die Verfassungsbeschwerde der Diakonie vor dem Bundesverfassungsgericht hatte Er-
folg. 

Das Bundesverfassungsgericht urteilte, dass das Urteil des Bundesarbeitsgerichts die Di-
akonie in ihrem religiösen Selbstbestimmungsrecht aus Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 GG in 
Verbindung mit Art. 140 GG und Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV (Weimarer Reichsverfas-
sung) verletze, weil die bei der Anwendung der Schrankenbestimmung des AGG vorge-
nommene Güterabwägung dem religiösen Selbstbestimmungsrecht der Diakonie nicht in 
dem verfassungsrechtlich gebotenen Umfang Rechnung trage.  

Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht unterliege den allgemeinen gesetzlichen Schran-
ken, insbesondere dem AGG und es sei weiterhin eine zweistufige Prüfung zum Ausgleich 
zwischen kirchlichem Selbstverständnis und Diskriminierungsschutz geboten. Dabei sei 
wegen des Vorrangs des Unionsrechts der vom Europäischen Gerichtshof vorgegebene 
Prüfungsrahmen („wesentlich, rechtmäßig und gerechtfertigt“) zu berücksichtigen.  

Dem religiösen Selbstverständnis der Kirchen komme aufgrund seiner Nähe zur korpora-
tiven Religionsfreiheit besonderes Gewicht zu. Je wichtiger eine Position für die religiöse 
Identität der Kirche sei, desto stärker wiege ihr Interesse an einer Kirchenmitgl iedschaft 
als Einstellungsvoraussetzung. Umgekehrt gelte: Je geringer die Bedeutung der Position 
für das kirchliche Ethos, desto mehr trete der Diskriminierungsschutz in den Vordergrund. 
Bei der gerichtlichen Abwägung sei daher beiden Grundrechten in ihrem jeweiligen Ge-
wicht Rechnung zu tragen. 
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Das Bundesverfassungsgericht stellte außerdem klar, dass seine Entscheidung im Ein-
klang mit dem Unionsrecht stehe und der Vorrang des Unionsrechts unberührt bliebe, da 
das zugrunde liegende Urteil des Europäischen Gerichtshofs keinen Ultra-vires-Akt dar-
stelle. Es betonte, dass § 9 AGG den Kirchen weiterhin Spielräume einräume, um ihr reli-
giöses Selbstbestimmungsrecht bei der Personalauswahl zu wahren. Das Bundesarbeits-
gericht habe diesen Spielraum jedoch nicht ausgeschöpft und das kirchliche Selbstver-
ständnis der Diakonie unzureichend berücksichtigt. Indem es sein eigenes Verständnis 
des kirchlichen Ethos an die Stelle des kirchlichen Selbstverständnisses setzte, verletzte 
es laut Bundesverfassungsgericht das verfassungsrechtlich geschützte Selbstbestim-
mungsrecht der Diakonie. 

Das Bundesverfassungsgericht hob daher das Urteil des Bundesarbeitsgerichts auf und 
verwies die Sache zur erneuten Entscheidung zurück.  

Europäischer Gerichtshof 

Mittelbare Diskriminierung am Ar-
beitsplatz wegen der Behinderung 

von Angehörigen 

11.09.2025 

- C-38/24 - 

Der Schutz der Rechte behinderter Personen vor indirekter Diskriminierung er-
streckt sich auf Eltern behinderter Kinder. Die Beschäftigungs- und Arbeitsbedin-

gungen sind so anzupassen, dass diese Eltern sich ohne die Gefahr einer mittelba-
ren Diskriminierung um ihr Kind kümmern können. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof entschieden. 
– Mitgeteilt durch Pressemitteilung vom 11. September 2025 – 

Sachverhalt 

Eine Stationsaufsicht bat ihren Arbeitgeber mehrfach um dauerhafte Zuweisung zu einem 
Arbeitsplatz mit festen Arbeitszeiten. Dies begründete sie damit, dass sie sich um ihren 
schwerbehinderten, vollinvaliden Sohn kümmern müsse. Der Arbeitgeber gewährte ihr  zu-
nächst vorläufig Anpassungen, lehnte es jedoch ab, diese Anpassungen auf Dauer zu 
gewähren.  

Die Stationsaufsicht focht diese Ablehnung vor den italienischen Gerichten an, bis die 
Rechtssache schließlich dem italienischen Kassationsgerichtshof vorgelegt wurde.  

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-09/cp250119de.pdf
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Dieser wandte sich an den Europäischen Gerichtshof aufgrund von Zweifeln in Bezug auf 
die Auslegung des Unionsrechts zum Schutz vor mittelbarer Diskriminierung eines Arbeit-
nehmers, der sich, ohne selbst behindert zu sein, um sein schwerbehindertes minderjäh-
riges Kind kümmert. 

Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

Der Europäische Gerichtshof urteilte, dass das Verbot der mittelbaren Diskriminierung 
wegen einer Behinderung nach der Rahmenrichtlinie zur Gleichbehandlung in Beschäfti-
gung und Beruf (2000/78/EG) auch für einen Arbeitnehmer gilt, der wegen der Unterstüt-
zung seines behinderten Kindes diskriminiert wird. 

Nach dem „Coleman-Urteil“ (C-303/06) verbiete die Gleichbehandlungsrichtlinie eine un-
mittelbare „Mitdiskriminierung“ wegen einer Behinderung und ziele darauf ab, in Beschäf-
tigung und Beruf jede Form der Diskriminierung wegen einer Behinderung zu bekämpfen.  

Die Richtlinie sei zudem im Licht des Diskriminierungsverbots, der Wahrung der Rechte 
der Kinder und des Rechts behinderter Personen auf Eingliederung (jeweils in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union vorgesehen) in Verbindung mit dem Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu 
sehen. Aus diesen Rechtsakten gehe hervor, dass zur Wahrung der Rechte von behinder-
ten Menschen, insbesondere Kindern, das allgemeine Diskriminierungsverbot auch die 
mittelbare „Mitdiskriminierung“ wegen einer Behinderung erfasst, damit Eltern nicht auf-
grund der Lage ihrer Kinder benachteiligt werden. 

Der Gerichtshof stellte daher fest, dass ein Arbeitgeber verpflichtet ist, angemessene Vor-
kehrungen zu treffen, damit Arbeitnehmer ihren behinderten Kindern die erforderliche Un-
terstützung zukommen lassen können, sofern dadurch der Arbeitgeber nicht unverhältnis-
mäßig belastet wird. 
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Anstehende Entscheidungen  

Mit der nachstehenden Übersicht über bevorstehende Entscheidungen des folgenden Monats sind Sie vorab informiert, über welche Rechtsfragen in Kürze 
entschieden werden und welche Auswirkungen dies für die Rechtspraxis haben kann!  

Gegenstand Termin/ AZ Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Bundesarbeitsgericht 

Wirkung tariflicher Regelungen zur 
Stufenlaufzeit bei Entfristung eines 
zuvor befristeten Arbeitsverhältnis-

ses 

13.11.2025 

- 6 AZR 161/24 - 

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit der tarifvertraglichen Verlängerung einer Stufen-
laufzeit für Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. Juni 2019 aufgrund einer 
Befristung neu begründet wurde. 

Der Kläger ist seit dem 1. September 2017 als Verbundzusteller bei der Beklagten, der 
Deutsche Post AG, tätig. Das Arbeitsverhältnis war zunächst zweimal befristet und wurde 
mit Arbeitsvertrag vom 25. Oktober 2019 ab dem 1. November 2019 unbefristet fortge führt.  

Im Rahmen der Reintegration von 48 Regionalgesellschaften durch Verschmelzung auf die 
Beklagte, schloss diese mit der Gewerkschaft ver.di den Tarifvertrag Nr. 200, der für ab 
dem 1. Juli 2019 neu begründete Arbeitsverhältnisse bei der Deutschen Post AG ein e Ver-
längerung der Stufenlaufzeit für das Erreichen der Gruppenstufe 1 bzw. 2 vorsieht.  

In einer Erklärung zur Ergebnisniederschrift vom 22. März 2019 stellten die Tarifvertrags-
parteien klar, dass die Begründung eines neuen Arbeitsverhältnisses u.a. auch dann vor-
liegt, wenn – wie im Fall des Klägers – ein unbefristetes Arbeitsverhältnis an ein bisheriges 
befristetes Arbeitsverhältnis anschließt. Der Kläger wird daher weiterhin nach Gruppenstufe 
1 vergütet. 

Der Kläger ist der Ansicht, dass ihm bereits seit dem 1. Oktober 2021 eine Vergütung nach 
der Gruppenstufe 2 zustehe. Mit seiner Klage verlangt er die Zahlung der Vergütungsdiffe-
renz sowie die Feststellung, dass die Beklagte verpflichtet ist, den 1. September 2017 als 
Beginn seines Arbeitsverhältnisses für die Zuordnung zur Gruppenstufe zugrunde legen 
muss. 
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Seiner Ansicht nach richte sich seine Stufenlaufzeit nach der für „Alt -Arbeitnehmer“ gelten-
den Fassung des § 4 Abs. 1 a. ETV-DP AG, sodass er von den kürzeren Stufenlaufzeiten 
profitieren müsse. Er erkennt in der Anwendung der verlängerten Stufenlaufzeit auf ihn eine 
unzulässige mittelbare Diskriminierung befristet Beschäftigter.  

Die Beklagte hingegen meint, der Kläger falle unter den Personenkreis des § 4 Abs. 1 b. 
ETV-DP AG und unterliege deshalb längeren Stufenlaufzeiten. Eine mittelbare Benachteili-
gung durch die streitbefangene Tarifregelung liege bei korrekter Bildung der Verg leichs-
gruppen nicht vor. Eine etwaige Ungleichbehandlung sei durch sachliche Gründe gerecht-
fertigt. 

Die Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben. Mit der zugelassenen Revision begehrt 
die Beklagte die Abweisung der Klage. 

Nun teilte die Beklagte dem Kläger im April 2025 mit, dass für die Zwecke der Zuordnung 
zu einer Gruppenstufe künftig aufgrund der Umstände des Einzelfalls der 1. September 
2017 zugrunde gelegt werden solle. Die weitere Einstufung erfolge dann gemäß § 4 Abs. 1 
a ETV-DP AG, wonach der Aufstieg in die nächsthöhere Gruppenstufe jeweils nach zwei 
Tätigkeitsjahren vorgesehen ist. Gleichzeitig zahlte die Beklagte die zuvor streitigen Ent-
geltdifferenzen sowie die beanspruchten Zinsen nach. Sie ist der Meinung, dass sich hier-
durch die Anträge des Klägers, die sie weiterhin ablehne, als erledigt betrachten ließen.  

Der Kläger hält entgegen, dass der Erfüllungseinwand revisionsrechtlich keine Berücksich-
tigung finden könne. Darüber hinaus bestehe sein berechtigtes Interesse fort, im Rahmen 
seines Feststellungsantrags rechtskräftig klären zu lassen, nach welcher Vorschr ift die Zu-
ordnung zu den Gruppenstufen zu erfolgen habe. 

Anspruch auf tarifliche Mehrar-
beitszuschläge bei Teilzeitbeschäf-

tigten 

26.11.2025 

- 5 AZR 118/23 - 

Die Parteien streiten über die Zahlung tariflicher Mehrarbeitszuschläge. 

Der Kläger ist seit dem 1. August 2010 als Kommissionierer in der Frischeabteilung einer 
Filiale der Beklagten im Lebensmitteleinzelhandel beschäftigt. Er arbeitet in Teilzeit mit ei-
ner wöchentlichen Arbeitszeit von 30,8 Stunden, verteilt auf vier Tage zu je 7,7 Stunden, 
und erhält ein monatliches Bruttoentgelt von 1.913,60 Euro. 

Aufgrund einer Allgemeinverbindlicherklärung findet auf sein Arbeitsverhältnis der Mantel-
tarifvertrag für die Arbeitnehmer in den bayerischen Betrieben des Groß- und Außenhandels 
Anwendung. 
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Nach § 4 Ziff. 2 dürfen Teilzeitbeschäftigte nicht von tariflichen oder betrieblichen Leistun-
gen ausgeschlossen werden. Sie haben Anspruch auf diese Leistungen anteilig entspre-
chend ihrer durchschnittlich geleisteten Wochenarbeitszeit im Verhältnis zur tar iflichen wö-
chentlichen Arbeitszeit, sofern keine günstigeren Regelungen bestehen.  

Gemäß § 8 Ziff. 1 beträgt die regelmäßige tarifliche Arbeitszeit 38,5 Stunden pro Woche, 
verteilt auf fünf Arbeitstage, ohne Pausen. § 9 regelt, dass Mehrarbeit bei einer Arbeitszeit 
gemäß § 8 Ziff. 1 die über 38,5 Stunden in der Woche bzw. 77 Stunden in der Doppelwoche 
hinaus angeordnete bzw. notwendigerweise geleistete Arbeit ist. Jede Mehrarbeitsstunde 
ist mit 1/167 des Monatsentgelts zu vergüten; bei Teilzeit reduziert sich der Anteil entspre-
chend den vereinbarten Arbeitsstunden. Bis zur 40. Wochenstunde fällt kein Zuschlag an, 
darüber hinaus beträgt der Mehrarbeitszuschlag 25 %. 

Mit seiner Klage fordert der Kläger die Zahlung von Mehrarbeitszuschlägen für die Zeit-
räume März bis Mai 2020 sowie Dezember 2020 bis Februar 2021. Er vertritt die Ansicht, 
dass der Mehrarbeitszuschlag bereits ab Überschreiten der individuellen Arbeitszeit  zuzüg-
lich der tariflich vorgesehenen zuschlagsfreien Zeit (1,5 Stunden bei Vollzeit) zu bezahlen 
sei, also ab der 32. Stunde bei Teilzeit i.H.v. 80 %. Ziel der Mehrarbeitszuschläge sei ein 
Ausgleich für die entgangene Freizeit und die Abwehr von Eingriffen des Arbeitgebers in 
die Freizeit der Beschäftigten. 

Die Beklagte ist hingegen der Auffassung, dass ein Anspruch auf Mehrarbeitszuschlag für 
Teilzeitkräfte erst ab der 40. Stunde entstehe. Ihrer Sicht nach diene der Zuschlag lediglich 
dem Ausgleich einer besonderen Belastung, die durch Arbeitszeiten über 40 Stunden hin-
aus entstehe. Dies sei keine Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten.  

Die Vorinstanzen haben die Klage bzw. Berufung des Klägers zurückgewiesen. Hiergegen 
wendet sich der Kläger mit seiner Revision. 
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Gesetzesinitiativen, wichtige Meldungen & Anträge  

In diesem Abschnitt werden für den Monat bedeutende Initiativen, Pressemitteilungen und Veröffentlichungen kurz und prägnant auf den Punkt gebracht, 
sodass Sie stets über Neuerungen sowie bislang lediglich geplante Vorhaben informiert sind.  

Gegenstand Timeline Anmerkung/ Hinweis für die Praxis 

Gesetz zur Änderung des Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetzes 

03.09.2025 Am 03. September 2025 hat das Bundeskabinett ein Gesetz zur Änderung des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetzes (LkSG) beschlossen. 

Hintergrund 

▪ Das LkSG (in Kraft getreten am 01. Januar 2023) regelt die unternehmerische Verant-
wortung für die Einhaltung von Menschenrechten und den Schutz der Umwelt in Liefer-
ketten. 

▪ Auf europäischer Ebene ist am 25. Juli 2024 die EU-Richtlinie über die Sorgfaltspflich-
ten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (CSDD) in Kraft getreten. Sie ent-
hält sowohl menschenrechtliche als auch umweltbezogene Sorgfaltspflichten und lehnt 
sich eng an das deutsche LkSG an. Die Frist zur Umsetzung in nationales Recht durch 
die „Stop-the-clock-Richtlinie“ (2025/794) ist bis zum 26. Juli 2027 verlängert worden.  

Zum Änderungsgesetz 

▪ Gänzliche Abschaffung der Berichtspflichten nach § 10 Abs. 2 LkSG rückwirkend für 
den Berichtszeitraum ab dem 01.01.2023. Eine freiwillige Berichterstattung bleibt zuläs-
sig.  

▪ Umfangreiche Kürzung der Bußgeldtatbestände. Es sollen nur noch schwere Verstöße 
gegen das LkSG sanktioniert werden. Daraus folgt eine Beschränkung auf folgende 
Themen: 

- Unterlassen von Präventionsmaßnahmen bezogen auf menschenrechtliche Risi-
ken, 

- Unterlassen von Abhilfemaßnahmen bezogen auf menschenrechtliche Risiken,  

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-gesetz-zur-aenderung-des-lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-gesetz-zur-aenderung-des-lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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- Unterlassen der Erstellung bzw. Umsetzung eines Abhilfekonzepts betreffend ein 
menschenrechtliches Risiko sowie 

- Unterlassen der Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens. 

▪ Verstöße gegen umweltbezogene Risiken i.S.v. § 2 Abs. 3 LkSG sollen künftig nicht 
mehr nach dem LkSG zu Sanktionen führen. Etwaige Sanktionsrisiken aus Normen au-
ßerhalb des LkSG bleiben davon unberührt. 

▪ Die Sorgfalts- und Dokumentationspflichten nach §§ 3 bis 10 LkSG bleiben weiter be-
stehen. 

Sozialversicherungsrechengrößen-
Verordnung 

09.09.2025 Der Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für die Sozialversiche-

rungsrechengrößen-Verordnung wurde veröffentlicht. 

▪ Mit der Verordnung werden die maßgeblichen Rechengrößen der Sozialversicherung 
für das Jahr 2026 nach gesetzlichen Regelungen neu bestimmt, die der Bundesregie-
rung kein Ermessen einräumen.  

▪ Die Bundesregierung muss jedes Jahr die Rechengrößen der Sozialversicherung ge-
mäß der Lohnentwicklung im vergangenen Jahr fortschreiben. Durch die jährliche Fort-
schreibung der Rechengrößen wird sichergestellt, dass sich alle Versicherten entspre-
chend der Lohnentwicklung an der Finanzierung der Sozialversicherung beteiligen.  

Im Überblick 

▪ Die den Sozialversicherungsrechengrößen 2026 zugrundeliegende Lohnentwicklung im 
Jahr 2024 (Veränderung der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer ohne Personen 
in Arbeitsgelegenheiten mit Entschädigung für Mehraufwendungen) beträgt bundes-
weit 5,16 Prozent.  

▪ Aufgrund der guten Lohnentwicklung im Jahr 2024 steigen alle Rechengrößen ver-
gleichsweise stark. 

▪ Tabelle über die Rechengrößen 2026: Link 

Verordnung zur Fortschreibung der 
Regelbedarfe in der Sozialhilfe und 

beim Bürgergeld  

10.09.2025 Der Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zur Fortschreibung 
der Regelbedarfsstufen in den sozialen Mindestsicherungssystemen (SGB II, XII, XIV und 
§ 2 AsylG) für das Jahr 2026 liegt vor.  

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/sozialversicherungs-rechengroessenverordnung-2026.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/sozialversicherungs-rechengroessenverordnung-2026.html
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/ref-rentenpaket2025.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Sie erfolgt gemäß den geltenden gesetzlichen Vorgaben mittels Fortschreibungs-Verord-
nung. 

Es handelt sich um einen gesetzlichen Auftrag. Ein Ermessen darüber, ob eine Fortschrei-
bung vorzunehmen ist, besteht nicht. Die Verordnung erfordert zudem das Einvernehmen 
mit dem Bundesfinanzministerium und die Zustimmung des Bundesrates. 

Im Einzelnen 

Nach § 28a Abs. 1 SGB XII ist in Jahren, für die keine Neuermittlung von Regelbedarfen 
auf Basis der Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe nach § 28 
SGB XII erfolgt, eine Fortschreibung der Regelbedarfsstufen durch Verordnung vorzuneh-
men. 

Anpassung der Fachlichen Weisun-
gen zur Arbeitnehmerüberlassung 

01.10.2025 Die Bundesagentur für Arbeit hat ihre Fachlichen Weisungen zur Arbeitnehmerüberlassung 
mit Wirkung zum 01. Oktober 2025 aktualisiert.  

Für Leiharbeitnehmer, die ausschließlich im Ausland remote für ein deutsches Unterneh-
men arbeiten, besteht nun kein Erlaubnisvorbehalt mehr. Eine Erlaubnis nach dem Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz (§ 1 Abs. 1 S. 1 AÜG) ist in diesen Fällen nicht mehr erforder-
lich. 

Hintergrund 

▪ Fachliche Weisungen sind verbindliche interne Richtlinien, mit denen die Bundesagen-
tur für Arbeit die Anwendung von Gesetzen und Verordnungen konkretisiert. Sie dienen 
als Orientierungshilfe und sollen die einheitliche Umsetzung des Rechts sicherstellen.  

▪ Am 15. Oktober 2024 hat die Bundesagentur für Arbeit ihre Fachlichen Weisungen da-
hingehend geändert, dass auch bloß virtuelle Tätigkeiten aus dem Ausland, wie z.B. 
Homeoffice oder Telearbeit, in bestimmten Fällen als hinreichender Inlandsbezug ge-
wertet werden konnten.  

▪ Betroffen davon waren insbesondere die in der internationalen Personalpraxis verbrei-
teten „Employer of Record“ (EoR)-Modelle. Bei diesen wird ein Mitarbeiter formal von 
einem ausländischen Dienstleister angestellt, arbeitet aber faktisch für ein inländisch es 
Unternehmen 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/fw-aueg_ba016586.pdf
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▪ Bisher wurde auch eine solche Konstellation als erlaubnispflichtige Arbeitnehmerüber-
lassung gewertet, selbst wenn die Arbeitsleistung ausschließlich remote aus dem Aus-
land erbracht wurde. Bei Verstößen drohte ein Bußgeld von bis zu 30.000 Euro. Prob-
lematisch daran waren zu einen ein Verstoß gegen das Territorialprinzip und der Wider-
spruch zu § 3 Abs. 2 AÜG, nach welchem die Erlaubnis an Arbeitgeber außerhalb der 
EU gar nicht erteilt werden kann. 

▪ Die Bundesagentur für Arbeit hat seine Weisungen daher nun mit Wirkung zum 01. Ok-
tober 2025 dahingehend angepasst, dass ein Erlaubnisvorbehalt nicht besteht, wenn 
Leiharbeitnehmende, die ausschließlich im Ausland remote tätig sind, nach Deutschland 
überlassen werden. Für Anbieter von EoR-Modellen sowie für Unternehmen, die grenz-
überschreitend mit einer virtuellen Eingliederung arbeiten, bedarf es nun also keiner 
deutschen Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung mehr. 

16. Verordnung zur Änderung der 
Sozialversicherungsentgeltverord-

nung 

08.10.2025 Am 08. Oktober 2025 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales den Referenten-
entwurf zur 16. Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung veröf-
fentlicht. 

Damit werden die Werte für die Sachbezüge für das Jahr 2026 auf Grundlage der sich zum 
30. Juni 2025 maßgebenden Verbraucherpreisentwicklung angepasst.  

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

Aktivrentengesetz 16.10.2025 Das Bundeskabinett hat den Gesetzesentwurf zur steuerlichen Förderung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern im Rentenalter (Aktivrentengesetz) beschlossen.   

Im Überblick 

▪ Die Aktivrente sieht eine Steuerbefreiung des Gehalts von bis zu 2.000  Euro im Monat 
vor.  

▪ Begünstigt sind sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(ohne Selbstständige sowie Beamtinnen und Beamte) ab Überschreiten des gesetzli-
chen Rentenalters. Dabei erfolgt die Begünstigung unabhängig davon, ob die oder der 
Steuerpflichtige eine Rente bezieht oder den Rentenbezug ggf. aufschiebt.  

▪ Die Steuerfreiheit wird auf Personen beschränkt, die die Regelaltersgrenze (Vollendung 
des 67. Lebensjahres), einschließlich Übergangsregelung, überschritten haben 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/16-verordnung-aenderung-der-sozialversicherungsentgeltverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/16-verordnung-aenderung-der-sozialversicherungsentgeltverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://dserver.bundestag.de/brd/2025/0589-25.pdf
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▪ Die Sozialversicherungspflicht entfällt nicht. Die Steuerfreiheit soll auch der Stärkung 
der Sozialkassen dienen. 

▪ Die Aktivrente soll zum 1. Januar 2026 in Kraft treten. 

Bürokratierückbaukonzept im Ar-
beitsschutz 

27.10.2025 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat ein Gesamtkonzept zum Bürokratie-
rückbau im Arbeitsschutz vorgestellt, um die Arbeitsschutzregelungen effizienter und digi-
taler zu gestalten.  

Im Überblick 

▪ Der Arbeitsschutz soll in drei aufeinanderfolgenden Reformpaketen effizienter und bü-
rokratieärmer gestaltet werden. Das erste Paket soll im Rahmen des Sofortprogramms 
zum Bürokratierückbau der Bundesregierung Anfang November beschlossen werden. 
Die weiteren Schritte im Verlauf der 21. Legislaturperiode unter Beteiligung der betroffe-
nen Akteure folgen.  

▪ Ziel ist es, das Arbeitsschutzrecht zu modernisieren und stärker an tatsächlichen Ge-
fahrenlagen auszurichten. Alle Maßnahmen sollen mit Augenmaß erfolgen, um das 
hohe Schutzniveau zu wahren. Nach Schätzung des Ministeriums könnten die ersten 
beiden Reformpakete die Wirtschaft um rund 200 Millionen Euro jährlich entlasten.  

▪ Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen sollen entlastet werden. So soll etwa die 
Pflicht zur Bestellung von Sicherheitsbeauftragten für Betriebe mit weniger als 50 Be-
schäftigten entfallen, während größere Unternehmen mit bis zu 250 Beschäftigten nur 
noch einen Beauftragten benötigen. 

Erhöhung des Mindestlohns 29.10.2025 Das Bundeskabinett hat am 29. Oktober 2025 die Fünfte Mindestlohnanpassungsverord-
nung beschlossen. 

Damit wird der gesetzliche Mindestlohn zum 1. Januar 2026 zunächst auf 13,90 Euro je 
Zeitstunde angehoben und steigt in einem weiteren Schritt zum 1. Januar 2027 auf 14,60 
Euro.  

Die Anhebung folgt dem Beschluss der Mindestlohnkommission vom 27. Juni 2025. Der 
Mindestlohn steigt damit zunächst um 8,42 Prozent und im Folgejahr um weitere 5,04 Pro-
zent – insgesamt also um 13,88 Prozent. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Meldungen/2025/konzept-fuer-einen-effizienten-und-buerokratiearmen-arbeitsschutz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Meldungen/2025/konzept-fuer-einen-effizienten-und-buerokratiearmen-arbeitsschutz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Ziele im Koalitionsvertrag Umsetzung 

Mindestlohn 

▪ Orientierung der Mindestlohnkommission im Rahmen einer Gesamtabwägung sowohl an der Tarifentwicklung als 
auch an 60 % des Bruttomedianlohns von Vollzeitbeschäftigten.  

▪ Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro ab 2026. 

27.06.2025: Beschluss der Min-
destlohnkommission: Der Min-
destlohn soll 2026 auf 13,90 € 
pro Stunde steigen. Für 2027 ist 
eine Anhebung auf 14,60 € ge-
plant. 

29.10.2025: Bundeskabinett be-
schließt 5. Mindestlohnanpas-
sungsverordnung: Mindestlohn 
wird zum 1.1.2026 auf 13,90 € 
pro Stunde angehoben und zum 
1.1.2027 auf 14,60 €. 

Tarifbindung  

▪ Aufgreifen und Umsetzung des Bundestariftreuegesetzes. 

▪ Die Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand auf Bundesebene soll danach von der Tarifbindung abhängig sein 
und für Vergaben auf Bundesebene ab EUR 50.000 und für Start -ups mit innovativen Leistungen in den ersten vier 
Jahren nach ihrer Gründung ab EUR 100.000 gelten. 

▪ Tariflöhne wieder als Regel und nicht mehr als Ausnahme. 

▪ Stärkung der Tarifautonomie durch ein digitales Zugangsrecht der Gewerkschaften in die Betriebe. 

▪ Steigerung der Attraktivität für Mitgliedschaft der Gewerkschaften durch steuerliche Anreize für Mitglieder.  

06.08.2025: Regierungsentwurf 
Tariftreuegesetz 

Mitbestimmung 

▪ Neben Online-Betriebsratssitzungen Ermöglichung insbesondere von Online-Betriebsversammlungen. 

▪ Beseitigung von Diskussionen und Unsicherheiten zwischen den Betriebsparteien darüber, ob und inwieweit digitale 
oder hybride Versammlungen bereits nach geltendem Recht zulässig sind.  

17.6.2025: Bundesrat berät über 
Entschließungsantrag zur Mo-
dernisierung der betrieblichen 
Mitbestimmung 
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11.07.2025: Bundesrat fordert 
die Bundesregierung auf, die 
Rechte und Möglichkeiten der 
Betriebsräte an aktuelle Ent-
wicklungen anzupassen. 

Arbeitsschutz & Flexibilisierung 

▪ Möglichkeit einer wöchentlichen statt täglichen Höchstarbeitszeit im Einklang mit der europäischen Arbeitszeit-
richtlinie (Art. 6 RL EU 2003/88/EG) gerade im Sinne einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  

▪ Erweiterung der Möglichkeiten für Sonntags- und Feiertagsbeschäftigung gemäß § 10 ArbZG um das Bäckerei-
handwerk. 

▪ Aufrechterhaltung des Arbeitsschutzniveaus. 

▪ Prävention vor psychischen Erkrankungen durch die nötigen Instrumente des Arbeitsschutzes.  

▪ Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Kurier-, Express- und Paketdienstbranche. 

30.07.2025: Entfristung der Re-
gelungen des Paketboten-
Schutz-Gesetzes 

 

Arbeitszeit 

▪ Ausdrückliche Regelung der Arbeitszeiterfassungspflicht im Hinblick auf die Entscheidungen des EuGHs 
(14.05.2019 – C-55/18) und des BAG (13.09.2022 – 1 ABR 22/21). 

▪ Elektronische Erfassung, deren konkrete betriebliche Einführung der Mitbestimmung (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) 
unterliegen dürfte. Für kleinere und mittlere Unternehmen sollen angemessene Übergangsregeln getroffen werden.  

▪ Beibehaltung der Möglichkeit von Vertrauensarbeitszeit ohne Zeiterfassung  im Einklang mit der EU-Arbeitszeit-
richtlinie. 

▪ Steigerung des öffentlichen Dienstes durch flexiblere Arbeitszeitmodelle und bessere Möglichkeiten für Führen in 
Teilzeit. 
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Steueranreize für Mehrarbeitszuschläge und Arbeitszeitaufstockungen 

▪ Steuerliche Erleichterung für Mehrarbeitszuschläge: Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich vereinbarte 
bzw. an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit hinausgehen sollen steuerfrei gestellt werden. Die Untergrenze der 
Vollzeitarbeit, deren Überschreitung bei entsprechender Vereinbarung Mehrarbeitszuschläge auslösen kann, soll 
bei tariflicher Arbeitszeit bei 34 Stunden und für nicht tariflich festgelegte oder vereinbarte Arbeitszeiten bei 40 
Stunden liegen. 

▪ Schaffung von steuerlichen Anreizen, wenn Arbeitgeber Prämien zur Ausweitung der Arbeitszeit bei Teilzeitbe-
schäftigten zahlen. 

 

Umsetzung von EU-Richtlinien 

▪ „Bürokratiearme“ Transformation in nationales Recht der bereits im Juni 2023 in Kraft getretenen Entgelttranspa-
renzrichtlinie (RL EU 2023/970). 

▪ Dafür Einsetzen einer Kommission, die bis Ende 2025 Vorschläge erarbeitet, bevor dann „unverzüglich“ das Ge-
setzgebungsverfahren eingeleitet wird. 

▪ Die Umsetzungsfrist endet am 07.06.2026. 

▪ Ersetzen des nationalen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes durch ein Gesetz über die internationale Unterneh-
mensverantwortung, das die europäische Lieferkettenrichtlinie (RL EU 2024/1760) bürokratiearm und vollzugs-
freundlich umsetzt. 

▪ Abschaffung der Berichtspflichten. 

03.09.2025: Bundeskabinett be-
schließt ein Gesetz zur Ände-
rung des Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetzes, das insbe-
sondere die Abschaffung der 
Berichtspflichten nach § 10 Abs. 
2 LkSG vorsieht. 

 

Rente & Alterssicherung 

▪ Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und Vorantreiben von deren Verbreitung besonders in kleinen und mitt-
leren Unternehmen und bei Geringverdienern. 

▪ Neben Digitalisierung, Vereinfachung, Transparenz und Entbürokratisierung auch Portabilität der betrieblichen Al-
tersversorgung bzw. der Versorgungsanwartschaften. 

▪ Keine Anhebung des Renteneintrittsalters: Beibehaltung der Möglichkeit, abschlagsfrei nach 45 Beitragsjahren in die 
Rente einzutreten. 

▪ Schaffen von finanziellen Reizen für ein freiwilliges längeres Arbeiten: Wer trotz Erreichen des gesetzlichen Renten-
alters freiwillig weiterarbeitet, soll sein Gehalt bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei erhalten.  

06.08.2025: Rentenpaket 2025 
– Vorbeschäftigungsverbot bei 
sachgrundlosen Befristungen 
soll für Personen nach Erreichen 
der Regelaltersgrenze aufgeho-
ben werden 

16.10.2025: Bundeskabinett be-
schließt Gesetzesentwurf zur 
steuerlichen Förderung von Ar-
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▪ Aufheben des Vorbeschäftigungsverbots nach § 14 Abs. 2 S. 2 TzBfG, für die Ermöglichung von Rückkehr und Wei-
terarbeit nach dem Renteneintritt beim bisherigen Arbeitgeber.  

beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern im Rentenalter (Aktivren-
tengesetz) 

Novellierung des Sonderbefristungsrechts für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen 

▪ Novellierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes bis Mitte 2026.  

▪ Einführung von Mindestvertragslaufzeiten vor und nach der Promotion . 

▪ Ausweitung von Schutzklauseln auf die Drittmittelbefristung . 

▪ Rechtssichere und praktikable Regelungen zur Arbeitszeiterfassung an Hochschulen.  

▪ Ausnahme von Arbeitsverhältnissen während eines Studiums vom Anschlussverbot.  

 

Fachkräftesicherung 

▪ Beschleunigte Erteilung von Arbeitsgenehmigungen zur Bekämpfung des Fachkräftemangels.  

▪ Abbau bürokratischer Hürden für qualifizierte Einwanderung. 

▪ Errichtung einer Work-and-stay-Agentur“ unter Mitwirkung der Bundesagentur für Arbeit, welche mit einer zentralen 
IT-Plattform die einheitliche Ansprechpartnerin für ausländische Fachkräfte sein soll.  

11.07.2025: Bundesrat be-
schließt Einbringung eines Ge-
setzes zur frühzeitigen Integra-
tion von Asylbewerbern in den 
Arbeitsmarkt 

Bürokratieentlastung 

▪ Abbau von Schriftformerfordernissen und Reformierung der Formvorschriften der §§ 126 ff. BGB.  

▪ Abschaffung der Verpflichtung zur Bestellung von Betriebsbeauftragten bei kleinen und mittleren Unternehmen.  

▪ „Signifikante“ Reduzierung des Schulungs-, Weiterbildungs- und Dokumentationsaufwands. 

27.10.2025: BMAS stellt Büro-
kratierückbaukonzept im Ar-
beitsschutz vor, um Arbeits-
schutzregelungen effizienter 
und digitaler zu gestalten 

Sonstiges 

▪ Orientierung der Gehälter der gesetzlichen Krankenkassen, des Medizinischen Dienstes und weiterer Akteure 
am TVöD. 

▪ Ausschluss von Missbrauch bei der auch künftig möglichen telefonischen Krankschreibung, z.B. durch Ausschluss 
der Online-Krankschreibung durch private Online-Plattformen. 
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▪ Reformierung des AGG. 

▪ Zusammenführung des PflegeZG und FPfZG: Flexibilisierung der Freistellungsansprüche und Erweiterung des An-
gehörigenkreises. 

▪ Einführung von Mutterschutzfristen für selbstständige Mütter.  

▪ Reformierung des Statusfeststellungsverfahrens (Genehmigungsfiktion).  

▪ Ergebnisoffene Evaluierung des Gesetzes zur Legalisierung von Cannabis im Herbst 2025.  
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Für Sie vor Ort:  Ihre Ansprechpartner  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Dr. Alexander Insam, M.A. 

Leiter Arbeitsrecht 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 160 

ainsam@goerg.de 
 

 Dr. Thomas Bezani 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

tbezani@goerg.de 
 

 Dr. Axel Dahms 

Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49 30 884503 122 

adahms@goerg.de 
 

 Burkhard Fabritius, MBA 

Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

bfabritius@goerg.de 
 

 Dr. Dirk Freihube 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49 69 170000 159 

dfreihube@goerg.de 
 

Dr. Ralf Hottgenroth 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 
rhottgenroth@goerg.de 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Dr. Martin Hörtz 

Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: 49 69 170000 165 

mhoertz@goerg.de 
 

 Dr. Ulrich Füllbier 

Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49 89 3090667 62 

ufuelbier@goerg.de 
 

 Dr. Christoph J. Müller 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

cmueller@goerg.de 
 

 Dr. Marcus Richter 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mrichter@goerg.de 

 Dr. Frank Wilke 

Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 508 

fwilke@goerg.de 
 

Pia Pracht 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 524 

ppracht@goerg.de 
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Jens Völksen 

Counsel 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 504 

jvoelksen@goerg.de 
 

 Dr. Franz Hürdler, LL.M 

Assoziierter Partner 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49-30-884503527 

fhuerdler@goerg.de 
 

 Rolf-Alexander Markgraf 

Assoziierter Partner 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49 40 500360 755 

markgraf@goerg.de 

 Phillip Raszawitz 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 544 

praszawitz@goerg.de 
 

 Meganush Schiller 

Assoziierte Partnerin 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

mschiller@goerg.de 
 

Sebastian Schäfer 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49 221 33660 534 

sebschaefer@go-

erg.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Dr. Friederike Hoffmeister 

Assoziierte Partnerin 

Kantstraße 164 

10623 Berlin 

T: +49 30 884503 122 

fhoffmeister@goerg.de 

 Sarah Lahmer 

Assoziierte Partnerin 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000161 

slahmer@goerg.de 
 

 Dr. Alberto Povedano 
Peramato 

Assoziierter Partner 

Kennedyplatz 2 

50679 Köln 

T: +49-221-33660549 

apovedano@goerg.de 

 Sandra Schramm 

Assoziierte Partnerin 

Alter Wall 20 – 22 

20457 Hamburg 

T: +49-40-500360765 

sschramm@goerg.de 

 Florian Seidl 

Assoziierter Partner 

Ulmenstraße 30 

60325 Frankfurt am Main 

T: +49-69-170000158 

fseidl@goerg.de 

Dr. Julian Stassek 

Assoziierter Partner 

Prinzregentenstraße 22 

80538 München 

T: +49-89-309066736 

jstassek@goerg.de 
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Nie weit entfernt – Unsere Standorte  

BERLIN 

T: +49 30 884503-0 

berlin@goerg.de 

 HAMBURG 

T: +49 40 500360-0 

hamburg@goerg.de 

 FRANKFURT AM MAIN  

T: +49 69 170000-17 

frankfurt@goerg.de 

 KÖLN 

T: +49 221 33660-0 
koeln@goerg.de 

 MÜNCHEN 

T: +49 89 3090667-0 
muenchen@goerg.de 

 

 


